
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

AMNESTY INTERNATIONAL Zinnowitzer Straße 8 . 10115 Berlin 

Ihre Nachricht vom Ihr Zeichen Unser Zeichen Berlin, den 

12.04.2021 X X XXX/XX AMR 23-21.005 14.04.2022 

VERWALTUNGSRECHTSSACHE EINES KOLUMBIANISCHEN STAATSANGEHÖRIGEN 

 
Wir bedanken uns für Ihr Auskunftsersuchen vom 12.04.2021 zum Herkunftsland Kolumbien. 
 
Im Folgenden fassen wir zunächst unser Sachverhaltsverständnis entsprechend der Informationen aus 
dem Auskunftsersuchen zusammen. Im Anschluss kommen wir der Beantwortung der Fragen des 
Gerichtes nach. 
 

Sachverhalt 
 
Der im September 1984 geborene Kläger lebte vor seiner Ausreise zuletzt in der Hafenstadt 
Buenaventura. Dort war er nach eigenen Angaben Mitglied einer Gewerkschaft von Hafenarbeiter_innen 
und setzte sich für die Rechte von Hafenarbeiter_innen sowie für allgemeine politische Themen ein. Im 
Rahmen seines gewerkschaftlichen Engagements trat er auch öffentlich auf. Wegen dieses 
Engagements sei ihm der Tod angedroht worden für den Fall, dass er seine politischen Aktivitäten 
fortsetze. 
 

Die Fragen aus dem Beweisbeschluss beantwortet Amnesty International wie folgt. 
 
 

1. Wie sicher ist eine in einem bestimmten Landesteil Kolumbiens verfolgte Person vor erneuter Verfolgung, wenn sie in 
eine weit entfernte andere (Groß-)Stadt Kolumbiens umzieht? 

 

Macht es für die Prognose einen Unterschied, ob die verfolgte Person 1. Journalist(in), 2. Gewerkschafter(in), 3. 
Soziale(r) Aktivist(in), 4. Angehörige(r) einer Minderheitenvolksgruppe, 5. Politiker(in), 6. Angehörige(r) einer 
kriminellen, einer paramilitärischen Vereinigung oder einer anderen irregulären Gruppe ist oder 7. sich von einer 
solchen Vereinigung losgesagt hat? 

 

Macht es für die Prognose einen Unterschied, ob die Verfolgung von 1. lokalen Behörden, 2. korrupten Teilen des 
Staates, 3. paramilitärischen oder kriminellen Vereinigungen oder einer anderen irregulären Gruppe ausgeht? 

 
Vorbemerkung: Frage 1 und die zugehörigen Unterfragen werden zusammen beantwortet. 
 
 

Verwaltungsgericht Göttingen 
 
Berliner Straße 5 
37073 Göttingen 
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Kolumbien gilt seit Langem als eines der weltweit gefährlichsten Länder für Menschen, die sich 
zivilgesellschaftlich engagieren. Insbesondere Menschenrechtsverteidiger_innen (im Folgenden 
abgekürzt als HRD für human rights defenders) und soziale Aktivist_innen (im Folgenden abgekürzt als 
SL für social leaders) sehen sich in den vergangenen Jahren und insbesondere seit Unterzeichnung des 
Friedensabkommens zwischen dem kolumbianischen Staat und der Guerilla-Gruppe FARC-EP (Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia – Ejército del Pueblo) im November 2016 wachsender, 
weitverbreiteter Verfolgung im gesamten Staatsgebiet Kolumbiens ausgesetzt. Auch gegen 
Journalist_innen, Gewerkschafter_innen und Politiker_innen befinden sich landesweit 
Verfolgungshandlungen weiter auf einem konstant hohen Niveau. 
 
In Beantwortung der Frage werden vor diesem Hintergrund nachfolgend zunächst dargestellt: 

a) Erkenntnisse zu spezifischen Verfolgungshandlungen gegen soziale Aktivist_innen und 
Menschenrechtsverteidiger_innen, Angehörige von ethnischen Bevölkerungsgruppen, 
Journalist_innen, Gewerkschafter_innen, Politiker_innen und früheren Angehörigen nichtstaatlicher 
bewaffneter Gruppen; und 

b) strukturelle Ursachen und Hintergründe der Verfolgungshandlungen hinsichtlich der mutmaßlichen 
Täter_innen und ihrer Auftraggeber_innen, der Strafverfolgung bei Angriffen auf die genannten 
Gruppen sowie den vom kolumbianischen Staat zur Verfügung gestellten Schutzmaßnahmen für von 
Verfolgung Betroffene. 

Abschließend wird c) eine Prognose hinsichtlich möglicher erneuter Verfolgung gegen den Kläger nach 
Umzug an einen von seinem früheren Wohn- und Arbeitsort weit entfernten Ort gestellt. 
 

a) Überblick über Verfolgungshandlungen 
 gegen Menschenrechtsverteidiger_nnen und soziale Aktivist_innen, Angehörige ethnischer  
 Bevölkerungsgruppen, Journalisti_nnen, Gewerkschafter_innen, Politiker_innen und aktuelle und frühere 
 Angehörige nichtstaatlicher bewaffneter Gruppen in Kolumbien 
 
Nach Angaben der Hohen Kommissarin für Menschenrechte der Vereinten Nationen (UNHCHR) wurden 
620 Menschenrechtsverteidiger_innen und soziale Aktivist_innen zwischen Januar 2016 und März 
2022 in Kolumbien ermordet.1 Nur für das Jahr 2021 registrierte UNHCHR 1.116 Todesdrohungen 
sowie 100 Morde gegen HRDs und SLs; in 102 weiteren Mordfällen prüft die UN-Behörde noch, ob sie 
im Zusammenhang mit dem Einsatz der Getöteten für menschenrechtliche Belange stehen.2 
 
Menschenrechtsorganisationen in Kolumbien beziffern die Zahl der Angriffe sogar noch höher: Die 
Menschenrechtsorganisation Indepaz (Instituto de Estudios para el Desarrollo y la Paz) hat 1.337 
Morde an HRDs und SLs im Zeitraum November 2016 bis Mitte April 2022 erfasst – davon allein 171 
im Jahr 2021 und 51 im Jahr 2022 (Stand: 12. April 2022).3 Das Programa Somos Defensores (PSD), 
ein Bündnis mehrerer Menschenrechtsorganisationen, hat für den Zeitraum Januar 2016 bis 
September 2021 750 Morde, 336 Mordanschläge, 48 Fälle von Verschwindenlassen, 150 Fälle 
willkürlicher Festnahmen, 78 Fälle willkürlicher gerichtlicher Anklagen, 37 Fälle von Diebstahl 

                                                 
1 Die Zahlen für die Jahre 2016 bis 2018 stammen aus dem Bericht des früheren UN-Sonderberichterstatters für Menschenrechtsverteidiger_innen, 
Michel Forst, zu seinem Kolumbien-Besuch 2018 (UN HRC 2019: Art. 21). Die Zahlen für die Jahre 2019 bis 2021 stammen aus den jeweiligen 
Jahresberichten des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte zur Menschenrechtssituation in Kolumbien (UNHCHR 2020: Art. 16; UNHCHR 
2021a: Art. 21; UNHCHR 2022a: Art. 40). Die Zahlen für 2022 stammen aus einem Zwischenbericht des Kolumbien-Büros des UN-
Hochkommissariats für Menschenrechte (UNHCHR 2022b: S. 2). 

2 UNHCHR 2022a: Art. 40–41. 

3 Die Zahlen für die Jahre 2016 bis 2021 stammen aus dem Jahresbericht von Indepaz zur Situation von HRDs und SLs für 2021 (Indepaz 2021a: 
S. 4). Die Zahlen für 2022 stammen aus dem online einsehbaren Verzeichnis von Morden an HRDs und SLs für 2022 der Beobachtungsstelle für 
Menschenrechte, Konflikte und Frieden von Indepaz (2022a). 
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sensibler Informationen und 3.003 Todesdrohungen gegen HRDs und SLs dokumentiert.4 Für den 
Zeitraum Januar bis September 20215 dokumentierte das Menschenrechtsbündnis 86 Morde, 72 
Mordanschläge und 501 Todesdrohungen.6 
 
Die Berichte von UN und Menschenrechtsorganisationen in Kolumbien decken sich auch mit den 
Beobachtungen von Amnesty International: Seit Unterzeichnung des Friedensabkommens zwischen 
kolumbianischem Staat und der Guerilla-Gruppe FARC im November 2016 beobachtet Amnesty 
International einen signifikanten Anstieg an Angriffen auf HRDs und SLs. Dies zeigt sich auch in einer 
deutlich gewachsenen Zahl an Hilfegesuchen von HRDs und SLs an Amnesty International. Allein 2021 
hat Amnesty International rund 1.660 solcher Anfragen erhalten – darunter viele Fälle von HRDs und 
SLs, die aufgrund von Todesdrohungen ihren Wohn- und Arbeitsort temporär wechseln mussten und 
zumindest zeitweise ins Exil zu fliehen versuchten. 
 
Auch wenn sich die oben aufgeführten Zahlen der dokumentierten Angriffe unterscheiden, stellt 
Amnesty International in Übereinstimmung mit Erkenntnissen von UN und 
Menschenrechtsorganisationen in Kolumbien folgende Tendenzen und Muster bei den Angriffen auf 
HRDs und SLs fest: 

1. Die Angriffe auf HRDs und SLs haben im Vergleich zu früheren Jahren und insbesondere seit 2016 
spürbar zugenommen. Sie bewegen sich derzeit auf einem konstant hohen Niveau. Ein spürbarer 
Rückgang ist nicht zu verzeichnen. 

2. Angriffe auf HRDs und SLs häufen sich zwar in bestimmten Regionen Kolumbiens (insbesondere den 
Departments in der Pazifikregion Cauca, Narino, Valle del Cauca und Chocó sowie in den 
Departments Putumayo, Antioquia, Córdoba, Bolívar, Norte de Santander und Magdalena), sie sind 
aber für ganz Kolumbien dokumentiert.7 

3. Die von den Angriffen hauptsächlich betroffenen HRDs und SLs weisen eine Reihe ähnlicher 
Merkmale hinsichtlich ihrer beruflichen Tätigkeit und Zugehörigkeit zu bestimmten 
Bevölkerungsgruppen auf: 

‒ Berufliches Engagement in bestimmten Tätigkeitsfeldern: Die Betroffenen waren in 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, Netzwerken, Gemeinden, Gruppen, Bündnissen oder 
individuell für bestimmte menschenrechtliche, gesellschaftspolitische, soziale oder ökologische 
Belange engagiert. 

In diesen Zusammenhängen haben sie sich für eines oder mehrere der folgenden Themen 
eingesetzt: Frieden bzw. die Umsetzung des Friedensabkommens zwischen dem 
kolumbianischen Staat und der Guerilla-Gruppe FARC; besseren Schutz der Zivilgesellschaft vor 
Angriffen; die Bekämpfung von Straflosigkeit; soziale Gerechtigkeit bzw. die Bekämpfung 
sozialer Ungleichheit; den Schutz von Grundrechten wie Versammlungs-, Vereinigungs- und 
Pressefreiheit; den Schutz von Land, Umwelt, Natur oder Klima; die Bekämpfung von 
Diskriminierung aufgrund von ethnischer Zugehörigkeit, Genderidentität oder politischer 
Zugehörigkeit; die Rechte von Frauen, Mädchen, LGBTIQ*, ethnischen Gruppen, Opfern und 

                                                 
4 Die Zahlen stammen für die Jahre 2016 bis 2020 aus den jeweiligen Jahresberichten des Programa Somos Defensores und für das Jahr 2021 aus 
den Berichten der Organisation für das erste Halbjahr sowie das dritte Quartal des Jahres (PSD 2017: S. 28; PSD 2018: S. 61; PSD 2019: S. 87; 
PSD 2020: S. 85; PSD 2021a: S. 80; PSD 2021b: S. 104; PSD 2021c: S. 4). 

5 PSD 2021b: S. 104; PSD 2021c: S. 4. 

6 Die Unterschiede in den Zahlen der dokumentierten Fälle durch die UN und durch zivilgesellschaftliche Organisationen in Kolumbien haben 
mehrere Gründe: Zum einen nutzen die Institutionen unterschiedliche Methoden und Quellen für die Falldokumentation. Zum anderen legen sie 
unterschiedliche Definitionen daran an, wer als Menschenrechtsverteidiger_in gilt. Indepaz etwa erfasst auch soziale Aktivist_innen, die sich für 
politische Belange engagieren, nicht notwendigerweise aber in zivilgesellschaftlichen Organisationen engagiert oder für 
Menschenrechtsorganisationen tätig waren. 

7 Vgl. dazu etwa die Jahresberichte des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte zur Menschenrechtssituation in Kolumbien (Fußnote 1), die 
Jahresberichte des Programa Somos Defensores (Fußnote 4) sowie Berichte von Amnesty International (AI 2020) und Human Rights Watch (HRW 
2021) zur Situation von HRDs und SLs. 
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Überlebenden von Menschenrechtsverletzungen und deren Angehörigen; 
Generationengerechtigkeit und bessere Zukunftsperspektiven für nachfolgende Generationen; 
Arbeitnehmer_innen-Rechte oder andere gewerkschaftliche Anliegen; oder 
Korruptionsbekämpfung. 

‒ Zugehörigkeit zu bestimmten Bevölkerungsgruppen: Unter den Angegriffenen befinden sich 
überproportional viele Menschen, die ohnehin unterschiedlichen Formen von Diskriminierung in 
Kolumbien ausgesetzt sind: Frauen und LGBTIQ*, Angehörige kleinbäuerlicher Gemeinden, 
Angehörige indigener, afrokolumbianischer und anderer ethnischer Gemeinden, Menschen mit 
niedrigem Einkommen, junge und alte Menschen. Unter den 1.337 von der 
Menschenrechtsorganisation Indepaz zwischen November 2016 und Mitte April 2022 
dokumentierten Morden an Vertreter_innen der Zivilgesellschaft befanden sich über 370 
indigene über 90 afrokolumbianische HRDs und SLs.8 

4. Die Angriffe auf HRDs und SLs stehen auffällig häufig im Zusammenhang mit wirtschaftlichen und 
politischen Interessen – insbesondere Konflikten um den Besitz, die Kontrolle und die Nutzung von 
Land: Häufig wehrten sich die von den Angriffen Betroffenen gegen den Anbau von Monokulturen 
(zum Beispiel Ölpalmen, Zuckerrohr oder Bananen), gegen extraktive Industrien und Bergbau (zum 
Beispiel Öl- und Kohleförderung oder den Abbau von Edel- und Halbedelmetallen wie Gold, Silber, 
Nickel oder Kupfer) oder gegen große Energie- oder Verkehrsinfrastrukturprojekte (zum Beispiel den 
Bau von Wasserkraftwerken oder den Neu- oder Ausbau von Straßen und Häfen) auf ihrem eigenen 
Land oder angrenzenden Flächen. In anderen Fällen prangerten sie die Besetzung, Kontrolle oder 
Aneignung von Land durch nichtstaatliche bewaffnete Gruppen in Gebieten an, die für diese 
Gruppen von strategischer Bedeutung sind, weil sie dort Rückzugsbasen oder wichtige Transport- 
und Kommunikationsrouten unterhalten oder weil sie darauf illegalen Ökonomien im Bergbau (vor 
allem Goldbergbau) oder dem Drogenhandel (etwa dem Anbau, der Weiterverarbeitung oder dem 
Transport von Coca bzw. Kokain) nachgehen. 

 
Der letzte Aufenthaltsort vor Ausreise des Klägers in der vorliegenden Verwaltungsrechtssache, die 
Hafenstadt Buenaventura im Department Valle del Cauca, gilt seit Langem als eine der am Stärksten 
von den bewaffneten Konflikten in Kolumbien betroffenen Gebiete. Verfolgungshandlungen und 
Menschenrechtsverletzungen gegen HRDs und SLs sind für die Stadt vielfach dokumentiert.9 Die 
Betroffenen sehen sich in Buenaventura vor allem dann umfassender und massiver Verfolgung 
ausgesetzt, wenn sich ihre Aktivitäten gegen wirtschaftliche und/oder politische Vorhaben 
einflussreicher Interessengruppen in der Region richten. Zu diesen Vorhaben zählt insbesondere der 
Ausbau des Überseehafens der Stadt und von an die Hafenanlage angeschlossener Infrastruktur. Der 
Hafen von Buenaventura gilt kolumbienweit als einer der größten und wirtschaftlich bedeutungsvollsten 
Häfen. 
 
In den vergangenen Jahren sind HRDs und SLs, die an der Organisation friedlicher sozialer Proteste in 
Buenaventura wie dem Zivilstreik (paro cívico) im Jahr 2017 beteiligt waren, immer wieder zum Ziel 
von Angriffen geworden. Der Zivilstreik von 2017 richtete sich dabei nicht nur gegen die ausufernde 
Gewalt und die enorme soziale Ungleichheit in der Stadt, sondern ebenfalls gegen die sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Hafenwirtschaft und des kontinuierlichen Ausbaus des Hafens. 

 Am 27. Januar 2018 wurde der bekannte Landrechtsaktivist Temístocles Machado ermordet. 
Machado hatte sich über 20 Jahre gegen den Ausbau einer Zufahrtsstraße zum Hafengelände und 

                                                 
8 Die Zahlen für den Zeitraum 24. November 2016 bis 06. Dezember 2020 stammen aus dem Zwischenbericht von Indepaz zur Situation von 
HRDs und SLs in dieser Zeit (Indepaz 2020b: S. 13). Die Zahlen für den Zeitraum 07. bis 31. Dezember 2020 stammen aus dem online 
einsehbaren Verzeichnis von Morden an HRDs und SLs für 2020 der Beobachtungsstelle für Menschenrechte, Konflikte und Frieden von Indepaz 
(2020a). Die Zahlen für das Jahr 2021 stammen aus dem Jahresbericht von Indepaz zur Situation von HRDs und SLs für 2021 (Indepaz 2021a: S. 
11). Die Zahlen für 2022 stammen aus dem online einsehbaren Verzeichnis von Morden an HRDs und SLs für 2022 der Beobachtungsstelle für 
Menschenrechte, Konflikte und Frieden von Indepaz (2022a). 

9 Siehe etwa die Berichte von Human Rights Watch (HRW 2014), des Norwegian Refugee Council (NRC 2014) und des online-Magazins ¡pacifista! 
(pacifista 2021a, 2021b, 2021c, 2021d, 2021e). 
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die damit verbundenen sozioökonomischen Auswirkungen auf die Anwohner_innen der betroffenen 
Gebiete gewehrt. In diesem Zusammenhang beteiligte er sich immer wieder an sozialen Protesten 
und gehörte unter anderem zu den führenden Organisator_innen des Zivilstreiks von 2017.10 
Ermittlungen der Generalstaatsanwaltschaft Kolumbiens bestätigten einen direkten Zusammenhang 
zwischen der Tötung Machados und seinem Engagement für Landrechte.11 

 Auf Carlos Tovar Buga, ein weiterer führenden Vertreter des Organisationskomitees des Zivilstreiks 
von 2017, wurde im Juli 2019 ein Mordanschlag verübt.12 

 Im Fall der prominenten Aktivistin und HRD Danelly Estupiñán von der afrokolumbianischen 
Menschenrechtsorganisation Proceso de Comunidades Negras (PCN), die ebenfalls den Zivilstreik 
von 2017 unterstützt hat, sind zahlreiche Verfolgungshandlungen dokumentiert. Danelly Estupiñán 
wird seit Langem von Amnesty International unterstützt. Nach Erkenntnissen Amnesty Internationals 
erreichen sie seit Jahren immer wieder massive Todesdrohungen. Mehrfach hat Amnesty 
International Mordpläne von nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen gegen sie dokumentiert. Obwohl 
Danelly Estupiñán bereits seit 2015 staatliche Schutzmaßnahmen durch die dafür zuständige 
Nationale Schutzstelle (Unidad Nacional de Protección, UNP) erhält, musste sie wegen dieser 
Übergriffe 2018 zeitweise ins Exil gehen und im Juli 2019 brachen Unbekannte in ihr Haus ein. 
Danelly Estupiñán wurde zudem zur Zielscheibe willkürlicher Anklagen vor Gericht wegen 
Verleumdung und Beleidung. Sie und ihre Familie wurden außerdem über Monate illegal ausgespäht 
und mit Bild- und Videoaufnahmen überwacht, mutmaßlich auch unter Beteiligung staatlicher 
Stellen. Auffällig ist, dass sich die Übergriffe auch fortsetzten, nachdem Danelly Estupiñán ihren 
Herkunftsort Buenaventura verlassen hatte.13 

 
Das Verfassungsgericht Kolumbiens prüft wegen der weitverbreiteten Angriffe und enorm hohen Zahl an 
Übergriffen gegen HRDs und SLs derzeit in einem von Menschenrechtsorganisationen angestrengten 
Verfahren, ob die Grundrechte von Menschenrechtsverteidiger_innen und sozialen Aktivist_innen in 
Kolumbien auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Sicherheit vor Verfolgung und Angriffen in einer 
Weise verletzt werden, die einem sogenannten verfassungswidrigen Zustand (estado de cosas 
inconstitucional, ECI) gleichkommen.14 Einen verfassungswidrigen Zustand kann das 
Verfassungsgericht des Landes immer dann verhängen, wenn die Grundrechte bestimmter 
Bevölkerungsgruppen massiv, weitverbreitet und wiederholt verletzt und in der Praxis nicht geschützt 
werden. 
 
Auch Journalist_innen und Gewerkschafter_innen sehen sich in Kolumbien weitverbreiteten Angriffen 
ausgesetzt, deren Zahl in den vergangenen Jahren ebenfalls kaum zurückgegangen ist: 

 Journalist_innen: Die Menschenrechtsorganisation Fundación para la Libertad de Prensa (FLIP) 
dokumentierte landesweit insgesamt neun Morde, 918 Todesdrohungen und 1.916 andere Angriffe 
(darunter Mordanschläge, Entführungen, Verschwindenlassen, Informationsdiebstahl, Fälle 
öffentlicher Stigmatisierung und Diskreditierung, willkürliche Festnahmen, willkürliche und unfaire 
Anklagen oder die Behinderung journalistischer Arbeit) gegen Medienschaffende im Zeitraum Januar 
2016 bis Dezember 2021.15 

 Gewerkschafter_innen: Das gewerkschaftseigene Dokumentationszentrum Escuela Nacional Sindical 
(ENS) dokumentierte kolumbienweit 107 Morde und 700 Todesdrohungen gegen 

                                                 
10 OMCT 2018; Semana 2020; pacifista 2019a, 2018; Verdad abierta 2018; El Espectador 2019a; El Tiempo 2018. 

11 FGN 2021, 2020. 

12 Coalico 2019; pacifista 2019b; Semana 2019. 

13 AI 2020, 2019a, 2019b, 2019c. 

14 Prozess Nummer: proceso de tutela T-8.018.193 y acumulados. 

15 Die Zahlen für die Jahre 2016 bis 2021 stammen aus den jeweiligen Jahresberichten der Fundación para la Libertad de Prensa (FLIP 2022: S. 
6–7; FLIP 2021: S. 24–25; FLIP 2020: S. 5–6; FLIP 2019: S. 9–11; FLIP 2018: S. 36–37; FLIP 2017: S. 12–13). 
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Gewerkschafter_innen von Januar 2016 bis Dezember 2020.16 Zwischen 1971 und 2020 wurden 
nach Angaben der ENS insgesamt 3.271 Gewerkschafter_innen ermordet.17 

 
Auch im Fall von Politiker_innen ist eine Zunahme an Angriffen während der vergangenen Jahre zu 
verzeichnen: In den jeweils zwölf Monaten der Vorwahlzeit vor den Kongresswahlen in Kolumbien im 
März 2018 sowie im März 202218 verzeichnete die Menschenrechtsplattform Misión de Observación 
Electoral (MOE) insgesamt 213 Morde, 126 Mordanschläge, 497 Todesdrohungen, acht Entführungen 
und fünf Fälle von Verschwindenlassen gegen Politiker_innen. Die Zahl der Angriffe vor den 
Parlamentswahlen im März 2022 hat sich dabei gegenüber der Zahl der Angriffe in der Zeit vor den 
Wahlen im März 2018 mehr als verdoppelt.19 
 
Im Falle von aktuellen und früheren Angehörigen nichtstaatlicher bewaffneter Gruppen liegen Amnesty 
International lediglich Informationen zur Verfolgung demobilisierter Kämpfer_innen der früheren 
Guerilla-Gruppe FARC-EP vor: Den UN zufolge wurden im Zeitraum November 2016 bis März 2022 
315 ehemalige FARC-Angehörige ermordet, 89 zum Ziel von Mordanschlägen und 27 weitere gelten als 
verschwunden.20 Allein für das Jahr 2021 registrierten die UN dabei 54 Morde an ehemaligen FARC-
Angehörigen.21 Wegen der allgegenwärtigen Angriffe und dem mangelnden Schutz durch staatliche 
Stellen entschied das Verfassungsgericht Kolumbiens im Januar 2022, dass die Grundrechte auf 
Leben, körperliche Unversehrtheit und Sicherheit vor Verfolgung ehemaliger FARC-Angehöriger derart 
weitverbreitet und wiederholt verletzt werden, dass deren derzeitige Lebensbedingungen einem 
sogenannten verfassungswidrigen Zustand gleichkommen (Urteil SU020/22 vom 27. Januar 2022).22 
 
Zur Zahl und zum Ausmaß an Angriffen auf aktuelle und frühere Angehörigen anderer nichtstaatlicher 
bewaffneter Gruppen wie der Guerilla-Gruppe ELN (Ejército de Liberación Nacional) oder von 
paramilitärischen Gruppen liegen Amnesty International keine belastbaren Erkenntnisse vor. 
 
Die Zunahme an Angriffen auf Vertreter_innen der Zivilgesellschaft und Verteter_innen des politischen 
Spektrums in Kolumbien spiegelt sich auch in einer Zunahme an Gewalt gegen die Zivilbevölkerung 
insgesamt wieder, die vor allem seit den Jahren 2020 und 2021 erneut eskaliert ist. 

 Zivilgesellschaftliche Organisationen dokumentierten einen enormen Anstieg an Massakern23 seit 
2020: Nach Angaben der Menschenrechtsorganisation Indepaz begingen bewaffnete Gruppen 
zwischen Januar 2020 und Mitte April 2022 insgesamt 220 Massaker mit 841 Todesopfern. 91 
Massaker mit 338 Todesopfern fallen in das Jahr 2020, 96 Massaker mit 338 Todesopfern wurden 
für 2021 dokumentiert und für Januar bis Mitte April 2022 erfasste Indepaz weitere 33 Massaker 
mit 122 Todesopfern.24 

 Im Jahr 2021 wurden nach staatlichen Angaben fast 160.000 Menschen vertrieben25 – fast 74.000 
Menschen davon in sogenannten Massenvertreibungen26. 2020 erfassten die Behörden noch rund 

                                                 
16 Die Zahlen sind verschiedenen Berichten der Escuela Nacional Sindical entnommen: Für das Jahr 2020 stammen die Daten aus ENS 2021, für 
das Jahr 2019 aus ENS 2019a und für die Jahre 2016 bis 2018 aus ENS 2019b (S. 22). 

17 Die Zahlen sind verschiedenen Berichten der Escuela Nacional Sindical entnommen: Für das Jahr 2020 stammen die Daten aus ENS 2021, für 
das Jahr 2019 aus ENS 2019a und für die Jahre 1971 bis 2018 aus ENS 2020. 

18 Bei den Wahlen wurden beide Kammern des Kongresses – Senat und Repräsentant:innen-Haus – neu gewählt. 

19 MOE 2022: S. 7. 

20 UN SC 2022: Art. 51. 

21 UN SC 2021: Art. 53. 

22 CC 2022. 

23 Als Massaker werden in Kolumbien Straftaten bezeichnet, bei denen drei oder mehr durch das humanitäre Völkerrecht geschützte Personen in 
einem Zustand der Wehrlosigkeit am selben Ort, zur selben Zeit, unter denselben Umständen und von denselben Täter_innen absichtlich 
gleichzeitig getötet werden. 

24 Die Zahlen stammen aus der online einsehbaren Dokumentation von Massakern der Beobachtungsstelle für Menschenrechte, Konflikte und 
Frieden von Indepaz (2022b). 

25 Angaben des staatlichen Zentralregisters für Konfliktopfer Kolumbiens (UARIV 2022). 
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98.000 Binnenvertriebene27, von denen rund 26.000 Opfer von Massenvertreibungen28 wurden. 
Darüber hinaus erlebten 2021 über 65.000 Menschen länger anhaltende Situationen totaler 
Abriegelung von der Außenwelt (confinement)29 durch von bewaffneten Gruppen auferlegte 
Ausgangssperren30, 2020 waren es über 74.000 Menschen31. 

Angehörige indigener und afrokolumbianischer Gemeinden sind überproportional häufig von 
Vertreibung und Abriegelung von der Außenwelt durch bewaffnete Gruppen betroffen gewesen: Von 
den rund 160.000 Binnenvertriebenen im Jahr 2021 gehörten rund 19.000 Personen (12 Prozent) 
indigenen und rund 45.000 Personen (28 Prozent) afrokolumbianischen Gruppen an.32 Von den 
rund 74.000 Massenvertriebenen im Jahr 2021 waren sogar 15 Prozent Indigene (rund 11.200 
Personen) und 42 Prozent Afrokolumbianer_innen (rund 31.400 Personen).33 Im Jahr 2020 waren 
von den rund 98.000 Binnenvertriebenen rund 15.500 Personen (16 Prozent) Indigene und rund 
22.000 Personen (22 Prozent) Afrokolumbianer_innen.34 Unter den rund 26.000 
Massenvertriebenen des Jahres 2020 gehörten 20 Prozent indigenen Gruppen (rund 5.000 
Personen) und 43 Prozent (rund 10.900 Personen) afrokolumbianischen Gruppen an.35 Der Anteil 
von Angehörigen indigener und afrokolumbianischer Gruppen unter denjenigen, die über längere 
Zeiträume durch bewaffnete Gruppen von der Außenwelt abgeriegelt wurden, liegt sogar noch höher: 
Von den 2021 von cofinement betroffenen über 65.000 Personen waren 67,5 Prozent Indigene 
(rund 44.300 Personen) und 18 Prozent Afrokolumbianer_innen (rund 11.600 Personen).36 Im Jahr 
2020 gehörten von den über 74.000 von cofinement Betroffenen 35 Prozent (rund 26.000 
Personen) indigenen und 23 Prozent (rund 17.000 Personen) afrokolumbianischen Gruppen an.37  

 

b) strukturelle Ursachen und Hintergründe von Verfolgungshandlungen 
 gegen Menschenrechtsverteidiger_innen und soziale Aktivist_innen, Angehörige ethnischer 
 Bevölkerungsgruppen Journalist_innen, Gewerkschafter_innen und Politiker_innen 
 

Täter_innen 
 
Für die Angriffe auf HRDs und SLs sind sowohl nichtstaatliche bewaffnete Gruppen – paramilitärische 
Verbände sowie Guerilla-Gruppen – als auch Polizei, Militär und Vertreter_innen anderer staatlicher 
Stellen verantwortlich. 
 
Nach Angaben des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) dauern in Kolumbien aktuell 
sechs interne bewaffnete Konflikte an: In dreien davon steht der kolumbianische Staat der Guerilla-
Gruppe ELN, nichtdemobilisierten Splittergruppen der früheren Guerilla-Gruppe FARC-EP sowie der 
paramilitärischen Gruppe Autodefensas Gaitanistas de Colombia (AGC) gegenüber. Die übrigen drei 
                                                                                                                                                         
26 UN OCHA 2022: S. 1. 
Als Massenvertreibung werden in Kolumbien Straftaten bezeichnet, bei denen zehn oder mehr Familien und/oder 50 oder mehr Personen am selben 
Ort, zur selben Zeit, unter denselben Umständen und von denselben Täter:innen vertrieben werden. 

27 Angaben des staatlichen Zentralregisters für Konfliktopfer Kolumbiens (UARIV 2022). 

28 UN OCHA 2022: S. 1. 

29 Als Situationen absoluter Abriegelung von der Außenwelt (confinement) werden Situationen bezeichnet, in denen Zivilpersonen bzw. Teile der 
Zivilbevölkerung für eine Woche oder länger durch bewaffnete Gruppen daran gehindert werden, sich frei zu bewegen, und gleichzeitig nur stark 
begrenzten oder gar keinen Zugang zu Grundversorgung mit Lebensmitteln, Gesundheitsleistungen, Wasser, Hygieneartikeln und anderen Produkten 
des täglichen Bedarfs, Sanitäranlagen und Bildung haben. 

30 UN OCHA 2022: S. 1. 

31 UN OCHA 2021: S. 1. 

32 Angaben des staatlichen Zentralregisters für Konfliktopfer Kolumbiens (UARIV 2022). 

33 UN OCHA 2022: S. 2. 

34 Angaben des staatlichen Zentralregisters für Konfliktopfer Kolumbiens (UARIV 2022). 

35 UN OCHA 2021: S. 1. 

36 UN OCHA 2022: S. 2. 

37 UN OCHA 2021: S. 1. 
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Konflikte betreffen die bewaffneten Auseinandersetzungen innerhalb verschiedener nichtdemobilisierter 
Splittergruppen der FARC-EP, Kämpfe zwischen der Guerilla-Gruppe ELN und der paramilitärischen 
Gruppe AGC sowie Kämpfe zwischen nichtdemobilisierten Splittergruppen der FARC-EP und der 
paramilitärischen Gruppe Comandos de la Frontera – EB.38 
 
Sowohl die vorgenannten als auch andere nichtstaatliche bewaffnete Gruppen sind in einem Großteil 
des kolumbianischen Staatsgebietes präsent. Dementsprechend groß sind ihre Möglichkeiten, bedrohte 
Personen auch nach einem Ortswechsel in einer weit entfernten Region zu verfolgen. Für 2020 
dokumentierte die Menschenrechtsorganisation Indepaz Aktivitäten von paramilitärischen Gruppen in 
27 der 32 Departments Kolumbiens, von nicht-demobilisierten Splittergruppen der Guerilla-Gruppe 
FARC-EP in 22 Departments sowie von der Guerilla-Gruppe ELN in 23 Departments.39 Dem ELN 
werden dabei rund 2.450 bewaffnete Mitglieder zugerechnet, den nicht-demobilisierten 
Splittergruppen der FARC-EP rund 5.200 und den verschiedenen paramilitärischen Gruppen insgesamt 
zwischen rund 5.200 und 8.300.40 
 
Nach Unterzeichnung des Friedensvertrags von Regierung und FARC im November 2016 ist es dem 
kolumbianischen Staat nicht gelungen, das Machtvakuum, welches die sich zurückziehenden und 
demobilisierenden Guerilla-Kämpfer_innen vielerorts hinterließen, zu füllen. Stattdessen übernahmen 
hier andere nichtstaatliche bewaffnete Gruppen die territoriale und soziale Kontrolle. So ist allein die 
größte paramilitärische Gruppe Autodefensas Gaitanistas de Colombia (AGC), der in etwa 1.600 bis 
1.770 bewaffnete Mitglieder zugerechnet werden, in 25 Departments des Landes – das heißt in über 
90 Prozent des kolumbianischen Staatsgebietes – präsent.41 
 
Die vollkommen unzureichende strafrechtliche Aufklärung und Strafverfolgung der für Angriffe auf 
HRDs und SLs verantwortlichen Täter_innen und ihrer Auftraggeber_innen (siehe unten) macht es 
unmöglich umfassend festzustellen, welche Gewaltakteure für welche und für wie viele Angriffe 
verantwortlich sind. Lediglich die Falldokumentationen kolumbianischer Menschenrechtsorganisationen 
liefern hier Hinweise: Nach Angaben des Programa Somos Defensores sind in der Mehrzahl der Morde 
an HRDs und SLs die Täter_innen nicht bekannt. So konnten dem Menschenrechtsbündnis zufolge in 
285 zwischen Januar 2020 und September 2021 dokumentierten Morde an HRDs in 174 Fällen die 
Täter_innen bisher nicht identifiziert werden. In 48 Fällen gelten paramilitärische Gruppen, in 35 
Fällen nicht demobilisierte Splittergruppen der FARC-EP, in 13 Fällen die Guerilla-Gruppe ELN und in 
12 Fällen staatliche Sicherheitskräfte als mutmaßliche Verantwortliche.42 Im Fall von Todesdrohungen 
gegen HRDs hingegen ist eindeutig belegt, dass diese mehrheitlich von paramilitärischen Gruppen 
ausgehen: So dokumentierte Programa Somos Defensores bei insgesamt 1.105 Todesdrohungen, die 
das Netzwerk zwischen Januar 2020 und November 2021 erfasst hat, 403 seitens paramilitärischer 
Gruppen, 358 seitens unbekannter Akteur_innen, 160 seitens staatlicher Sicherheitskräfte, 132 
seitens nicht demobilisierter Splittergruppen der FARC-EP und 49 seitens der Guerilla-Gruppe ELN.43 
 
Neben nicht-staatlichen bewaffneten Gruppen sind auch staatliche Stellen immer wieder für schwere 
Menschenrechtsverletzungen und Verfolgungshandlungen größeren Ausmaßes gegen HRDs und SLs 
verantwortlich. Die Angriffe reichen von weitreichendem rechtswidrigen Datensammeln und Anlegen 
von Personenprofilen (profiling) bis hin zu rechtswidriger Überwachung, dem Einsatz 

                                                 
38 ICRC 2022: S. 3. 

39 Indepaz 2021b: S. 6–8. 

40 Ibid. 

41 Ibid. S. 43. 

42 PSD 2021a: S. 99; PSD 2021b: S. 117; PSD 2021c: S. 12–15. 

43 PSD 2021a: S. 104; PSD 2021b: S. 118; PSD 2021c: S. 8. 
Die hohe Zahl an Todesdrohungen seitens staatlicher Sicherheitskräfte erklärt sich vor allem aus 116 Todesdrohungen, die das Programa Somos 
Defensores im Zusammenhang mit den landesweiten Demonstrationen in Kolumbien zwischen Ende April und Ende Juni 2021 dokumentiert hat. 
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unverhältnismäßiger und rechtswidriger Gewalt bei Demonstrationen sowie Vertreibung und 
außergerichtlichen Hinrichtungen. 

 Für die Jahre 2020 und 2021 dokumentierte das Kolumbien-Büro des UN-Hochkommissariats für 
Menschenrechte (UNHCHR) mindestens 127 Fälle mutmaßlich willkürlicher Tötungen durch 
staatliche Sicherheitskräfte.44 

 Bei landesweiten Protesten zwischen Ende April und Ende Juni 2021 haben staatliche 
Sicherheitskräfte eine Vielzahl an Menschenrechtsverletzungen gegen friedlich Demonstrierende 
begangen: 

‒ Nach Angaben des Menschenrechtsnetzwerkes Defender la Libertad (DL) kamen bei 
Demonstrationen 89 Zivilist_innen gewaltsam zu Tode – in mindestens 36 Fällen waren dafür 
mutmaßlich staatliche Sicherheitskräfte verantwortlich.45 Das UNHCHR-Büro in Kolumbien 
wiederum stellte bei 46 überprüften Todesfällen fest, dass für 28 staatliche Sicherheitskräfte 
verantwortlich waren.46  

‒ Weiterhin dokumentierte das UNHCHR-Büro 60 Fälle sexualisierter Gewalt, von denen 
mindestens 16 von Polizei-Angehörigen begangen wurden.47 Die staatliche Ombudsstelle für 
Menschenrechte (Defensoría del Pueblo, DP) erfasste wiederum 113 Fälle genderspezifischer 
Gewalt, von denen 112 von staatlichen Sicherheitskräften verübt worden seien.48  

‒ Darüber hinaus wurden bei den Protesten Defender la Libertad zufolge 343 HRDs verbal und 
physisch angegriffen – größtenteils seitens staatlicher Sicherheitskräfte.49  

‒ Die Menschenrechtsorganisation Fundación para la Libertad de Prensa dokumentierte außerdem 
408 Angriffe auf Journalist_innen im Zusammenhang mit den Protesten, von denen über 50 
Prozent von staatlichen Sicherheitskräften ausgingen.50 

‒ Bereits im September 2020 stellte der Oberste Gerichtshof Kolumbiens in einem Grundsatzurteil 
fest, dass die Polizei immer wieder systematisch, willkürlich und unverhältnismäßig Gewalt 
gegen friedliche Demonstrierende eingesetzt habe und dringend reformiert werden müsse.51 

 Im Mai 2020 wurde bekannt, dass cyber intelligence-Einheiten des Militärs mindestens 130 HRDs, 
Journalist_innen, Richter_innen, Politiker_innen und auch Mitarbeitende des Militärs rechtswidrig 
ausgespäht und Informationen über deren Wohnorte, Familien sowie private und berufliche Kontakte 
gesammelt hatten.52 Unter den Betroffenen befindet sich auch die von Amnesty International seit 
Lange unterstützte Menschen-, Land- und Umweltrechtsverteidigerin Jani Silva.53 

 Darüber hinaus dokumentierte die Menschenrechtsorganisation Fundación para la Libertad de 
Prensa auch für das Jahr 2021, dass das Militär ohne gesetzliche Grundlage Informationen zu 
mindestens 57 Journalist_innen sammelte um Personenprofile anzulegen, etwa zu deren social 
media-Aktivitäten und Aufenthaltsorten.54 Einzelne Journalist_innen berichteten zudem von 
langanhaltender rechtswidriger Überwachung und Todesdrohungen durch Militär-Angehörige.55 

 

                                                 
44 UNHCHR 2021: Art. 15; UNHCHR 2022a: Art. 34. 

45 DL 2021: S. 3. 

46 UNHCHR 2021b: Art. 92–93. 

47 Ibid. Art. 121, 123. 

48 Ibid. Art. 131. 

49 DL 2021: S. 6. 

50 FLIP 2022: S. 7. 

51 CSJ 2020. 

52 IACHR 2020; UNHCHR 2021a: Art. 20; FLIP 2021: S. 14–20. 

53 AI 2021a. 

54 AI 2022a. 

55 AI 2021d. 
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Darüber hinaus haben Amnesty International und andere kolumbianische und internationale 
Menschenrechtsorganisationen während der vergangenen 20 Jahre zahlreiche Fälle von stiller 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen Stellen und nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen in nahezu 
allen Regionen des Landes dokumentiert, in denen Staatsbedienstete bei Angriffen auf die 
Zivilbevölkerung insgesamt und auch auf bestimmte Vertreter_innen der Zivilgesellschaft in 
unterschiedlichem Grad mit nichtstaatlichen Kombattant_innen insbesondere von paramilitärischen 
Gruppen kooperierten. In einigen Fällen führten Angehörige nichtstaatlicher bewaffneter Gruppen die 
Angriffe im Beisein staatlicher Sicherheitskräfte durch, ohne dass diese einschritten. In anderen Fällen 
erfolgten die Angriffe in Komplizenschaft mit staatlichen Sicherheitskräften, Strafverfolgungsbehörden 
oder anderen Staatsbediensteten, das heißt in geheimer Absprache und mit deren klandestiner 
Zustimmung, ohne dass diese etwas unternahmen um die Angriffe zu verhindern oder aufzuklären. In 
diversen Fällen unterstützten staatliche Stellen die Angriffe auch aktiv, etwa indem sie selbst 
Menschenrechtsverletzungen begingen, sich daran beteiligten, logistische Hilfe leisteten oder 
Informationen aus geheimdienstlichen Quellen, die sie etwa durch rechtswidrige Überwachung 
gewonnen hatten, beisteuerten. Dokumentiert hat Amnesty International Kollusion zwischen staatlichen 
Stellen und nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen unter anderem für 

 die als falsos positivos bekannt gewordenen außergerichtlichen Hinrichtungen von mindestens rund 
6.400 nachweislich unschuldigen Zivilist_innen, meist jungen Männer, durch staatliche 
Sicherheitskräfte vor allem zwischen 2002 und 201056, 

 sexualisierte Gewalt gegen Frauen und Mädchen57, 

 Vertreibung und Angriffe gegen ländliche Gemeinden58, 

 Übergriffe gegen friedlich Protestierende im Rahmen von sozialen Protesten und Demonstrationen59, 

 Angriffe auf Menschen, die sich gegen wirtschaftliche Großprojekte wie Wasserkraftwerke wehren60, 

 Übergriffe gegen HRDs und SLs in Form von weitreichenden illegalen Überwachungsmaßnahmen 
und Ausspähen61 oder für 

 Angriffe auf besonders sichtbare HRDs wie Jani Silva62 oder Danelly Estupiñán63. 
 

Schutzmechanismen des Staates 
 
Kolumbien verfügt auf gesetzlicher und institutioneller Ebene im internationalen Vergleich über ein 
robustes Schutzsystem für HRDs und SLs, Journalist_innen, Gewerkschafter_innen, Politiker_innen und 
andere Vertreter_innen des öffentlichen Lebens, die Verfolgung erleben. Das Schutzsystem weist jedoch 
eine ganze Reihe von Defiziten auf64: 

 Die zur Verfügung stehenden Schutzmaßnahmen haben vor allem reaktiven Charakter, werden jedoch 
kaum präventiv eingesetzt. Sie sind stark auf materiellen Schutz sowie auf den Schutz von 

                                                 
56 HRW 2015; CCEEU 2013; AI 2008a, 2008b, 2008c; JEP 2021. 

57 AI 2004, 2011, 2012. 

58 AI 2020, 2017, 2015, 2014, 2010, 2009, 2008a, 2000. 

59 AI 2021b, 2021c, 2022b. 

60 AI et al. 2021; AI 2018a, 2018b, 2018c, 2018d, 2018e, 2019d. 

61 Siehe die in den Fußnoten 52 bis 55 aufgeführten Berichte des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte, der Interamerikanischen 
Kommission für Menschenrechte, von Amnesty International und der Fundación para la Libertad de Prensa sowie weitere Berichte von Amnesty 
International (AI 2008a) und der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte (IACHR 2011: Art. 209–219; 2009: Art. 123–140). 

62 AI 2020; CIJP 2022. 

63 Siehe die Berichte von Amnesty International in Fußnote 13 sowie mehrere Zeitungsartikel von El Espectador (2019b, 2019c). 

64 Siehe für weitere Hintergründe die in den Fußnoten 1, 4 und 7 aufgeführten Berichte des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte, des 
früheren UN-Sonderberichterstatters für Menschenrechtsverteidiger_innen Michel Forst sowie von Amnesty International, Human Rights Watch und 
Programa Somos Defensores. 
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Einzelpersonen, aber nicht von Gruppen ausgerichtet, und sie sind für den Einsatz vor allem in 
ländlichen Gebieten oft ungeeignet. 

 Zudem werden viele der Schutzmaßnahmen in der Praxis nur unzureichend oder gar nicht erst 
umgesetzt oder zu langsam oder überhaupt nicht gewährt. Grund für die unzureichende Umsetzung 
von Schutzmaßnahmen sind eine oft wenig effiziente interinstitutionelle Koordination, 
Personalmangel, unzureichendes technisches und rechtliches Wissen und oft auch mangelnder 
politischer Wille bei den für die Implementierung verantwortlichen Stellen. 

 Als besonders defizitär gilt die Entwicklung und Implementierung von Kollektivschutzmaßnahmen 
für Gemeinden und Organisationen sowie von Präventionsmaßnahmen. Auch bei der Bekämpfung der 
strukturellen Ursachen, die hinter Angriffen stecken – insbesondere die weitverbreitete Straflosigkeit 
– machen die Behörden kaum Fortschritte.  

 
Nach Angaben der kolumbianischen Regierung hatte die für Personenschutz und die Umsetzung der 
meisten Schutzmaßnahmen zuständige Nationale Schutzstelle (Unidad Nacional de Protección, UNP) 
von Januar bis Oktober 2021 6.244 Individualschutzmaßnahmen für HRDs gewährt; insgesamt lagen 
der Behörde 25.777 solcher Gesuche vor.65 Im gesamten Jahr 2020 gewährte die Behörde rund 1.600 
Individualschutzmaßnahmen für 3.686 HRDs66, bei insgesamt über 11.000 Anträgen auf 
Individualschutz, die HRDs der Behörde vorgelegt hatten67. Darüber hinaus genehmigte die Behörde 
von Januar bis November 53 Pakete an Kollektivschutzmaßnahmen, von denen bis Ende 2020 jedoch 
kein einziges umgesetzt war.68 Von 2016 bis 2020 hatte die Behörde von 915 Anträgen auf 
Kollektivschutz nur 16 Prozent (das heißt 146 Anträge) gewährt69. 
 
Amnesty International und andere Menschenrechtsorganisationen haben zahlreiche Fälle dokumentiert, 
in den HRDs oder SLs ermordet und oder in andere Weise angegriffen wurden, die (1) 
Schutzmaßnahmen von staatlichen Stellen erhielten, die sich jedoch als nicht ausreichend 
herausgestellt haben, die (2) Schutzmaßnahmen beantragt, aber nicht erhalten hatten, oder denen (3) 
bereits gewährte Schutzmaßnahmen wieder entzogen worden waren.70 
 

Straflosigkeit 
 
Als wesentliche Ursache, warum Verfolgungshandlungen gegen Menschenrechtsverteidiger_innen und 
soziale Aktivist_innen in Kolumbien weiter ansteigen, gilt die in der überwiegenden Zahl der Fälle 
ausbleibende oder unzureichende Strafverfolgung der Angriffe. So wurden nach Angaben der 
kolumbianischen Regierung in 145 Fällen von Morden an HRDs, die die staatliche Ombudsstelle für 
Menschenrechte (Defensoría del Pueblo, DP) für das Jahr 2021 dokumentiert hat, lediglich in einem 
Fall ein Urteil gesprochen.71 In 421 Fällen von Morden an HRDs, die die UN zwischen Januar 2016 
und Dezember 2020 dokumentiert und den Strafverfolgungsbehörden für weitere Ermittlungen zur 
Verfügung gestellt haben, wurden lediglich in 65 Fällen – 15 Prozent – die verantwortlichen 
Täter_innen verurteilt (Stand: Januar 2021).72 Für 369 zwischen 2010 und 2015 von den UN 
dokumentierte Morde an HRDs wurden der Generalstaatsanwaltschaft Kolumbiens zufolge bis 

                                                 
65 UNHCHR 2022a: Art. 47. 

66 IACHR 2021: S. 817 (Art. 448). 

67 HRW 2021: S. 72. 

68 Ibid. S. 79. 

69 UNHCHR 2022a: Art. 49. 

70 Siehe die Falldokumentationen in den in den Fußnoten 1, 4 und 7 aufgeführten Berichten von Amnesty International, Human Rights Watch, 
Programa Somos Defensores, des früheren UN-Sonderberichterstatters für Menschenrechtsverteidiger_innen Michel Forst und des UN-
Hochkommissariats für Menschenrechte sowie in früheren UNHCHR-Jahresberichten (UNHCHR 2019, 2018, 2017). 

71 UNHCHR 2022a: Art. 46. 

72 IACHR 2021: S. 834 (Art. 45). 
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Dezember 2020 Beschuldigte in 37 Fällen – zehn Prozent – verurteilt.73 Daneben gibt die Behörde an, 
dass es in nur sechs von 3.375 Fällen von Todesdrohungen gegen HRDs, die sie für den Zeitraum 
2015 bis Februar 2021 untersucht, Verurteilungen gegeben hat.74 
 
Auffällig ist darüber hinaus auch, dass in den wenigen Fällen von Angriffen auf HRDs, in denen 
überhaupt Gerichtsurteile gesprochen wurden, die überwiegende Zahl der Urteile lediglich die 
Haupttäter_innen verurteilt, nicht jedoch diejenigen, die zu den Morden angestiftet oder diese in 
Auftrag gegeben haben. Nach eigenen Angaben hat die Generalstaatsanwaltschaft Kolumbiens für von 
ihr untersuchte Morde an HRDs 85 Auftraggeber_innen „identifiziert“ und in zehn Fällen hätten ihre 
Ermittlungen zu Schuldsprüchen geführt.75 
 
Bei anderen Verfolgungshandlungen gegen HRDs und SLs wie Mordanschläge, Verschwindenlassen 
oder sexualisierter Gewalt liegen Amnesty International keine Erkenntnisse zu Verurteilungen vor. 
Hinsichtlich Verfolgungshandlungen gegen Journalist_innen, Gewerkschafter_innen, Politiker_innen 
und aktuelle oder frühere Angehörige nichtstaatlicher bewaffenter Gruppen liegen Amnesty 
International ebenso keine Informationen zum Stand strafrechtlicher Ermittlungen vor. Angesichts der 
strukturellen Ursachen, die für die hohe Straflosigkeit bei Angriffen auf HRDs und SLs maßgeblich 
verantwortlich sind – insbesondere unzureichende finanzielle Mittel, Personalnot und mangelnde 
technische Ausstattung bei den Strafverfolgungsbehörden, aber auch Defizite bei Ausbildung, 
technischer Expertise und politischem Willen – ist von einer ähnlich niedrigen Anzahl an Verurteilungen 
bei Mordfällen bzw. noch deutlich niedrigeren Zahlen an Verurteilungen bei allen anderen Straftaten 
auszugehen. 
 

c) Prognose zum vorliegenden Fall 
 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Erkenntnisse kommt Amnesty International in Beantwortung 
der Frage des Gerichts zu folgenden Schlussfolgerungen: 

 Menschenrechtsverteidiger_innen und sozial engagierte Aktivist_innen, Gewerkschafter_innen, 
Journalist_innen, Politiker_innen und auch ehemalige Kombattant_innen nichtstaatlicher 
bewaffneter Gruppen sehen sich in Kolumbien einem landesweit hohen Verfolgungsrisiko ausgesetzt, 
welches insbesondere seit Unterzeichnung des Friedensabkommens zwischen dem kolumbianischen 
Staat und der Guerilla-Gruppe FARC-EP im November 2016 nochmals deutlich und kontinuierlich 
zugenommen hat. 

 Die genauen Verfolgungsrisiken gestalten sich dabei für jede der vorgenannten Gruppen 
unterschiedlich. Generell ist jedoch festzustellen, dass das Risiko, Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen durch Verfolgungshandlungen in Kolumbien zu werden, dann 
besonders hoch ist, wenn (a) die Aktivitäten der betroffenen Person wirtschaftlichen oder politischen 
Interessen einflussreicher Interessengruppen entgegenstehen und (b) wenn die Verfolgungshandlung 
mit aktiver Beteiligung staatlicher Stellen wie Ermittlungsbehörden, Sicherheitskräften oder anderer 
Vertreter_innen der Exekutive oder der Legislative stattfindet, das heißt von diesen beauftragt, 
gefördert, unterstützt, toleriert oder nicht unterbunden wird. Insbesondere in diesen Fällen ist es ein 
realistisches Szenario, dass die Betroffenen auch in weit von ihren Herkunftsorten entfernten 
Regionen weiter zum Ziel von Angriffen werden – unabhängig davon, ob sie sich in städtischen oder 
ländlichen Gebieten aufhalten – und ihnen in Kolumbien somit keine interne Fluchtalternative zum 
Schutz vor Verfolgung zur Verfügung steht. 

 Eine genauere Prognose für Verfolgungsrisiken kann selbstredend nur für jeden Einzelfall individuell 
abgegeben werden. Im vorliegenden Fall scheint unter Berücksichtigung der zur Verfügung 

                                                 
73 HRW 2021: S. 108. 

74 PSD 2021a: S. 105. 

75 HRW 2021: S. 109. 
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stehenden Sachverhaltsinformationen eine Verfolgung in anderen Teilen des kolumbianischen 
Staatsgebiets auch über den Herkunftsort des Betroffenen (Buenaventura) hinaus ein durchaus 
vorstellbares Szenario, insbesondere dann, wenn an den Verfolgungshandlungen staatliche Stellen in 
irgendeiner Form unterstützend beteiligt waren und wenn die Aktivitäten des Betroffenen 
wirtschaftlich-politischen Interessen einflussreicher Interessengruppen in der Region entgegen 
liefen. 

 
 

2. Kann eine solche Person, unterstellt sie ist arbeitsfähig und gesund, an dem Ort der Zuflucht ihre wirtschaftliche Existenz 
sichern? 

 
Angehörige ethnischer Bevölkerungsgruppen – insbesondere Indigene und Afrokolumbianer_innen – 
sehen sich in Kolumbien weiterverbreitetem Rassismus und Diskriminierung aufgrund ihrer Herkunft 
und ihrer ethnischen Zugehörigkeit ausgesetzt. Dies zeigt sich einerseits darin, dass sie 
überproportional oft Gewalt erleben (siehe die entsprechenden Angaben in den Antworten zu Frage 1), 
andererseits aber auch in im Vergleich zur Gesamtbevölkerung deutlich schlechteren wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnissen leben. 
 

a) Überblick zu einigen Dimensionen und Formen von Rassismus und struktureller Diskriminierung gegen  
 Angehörige ethnischer Gruppen in Kolumbien 
 
In seinen abschließenden Bemerkungen zum 17. bis 19. Staatenbericht Kolumbiens stellt der UN-
Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung (CERD) fest, dass afrokolumbianische (und 
indigene) Gemeinden in Kolumbien weiterhin anhaltende, historisch verwurzelte, strukturelle 
Diskriminierung erleben. Dem Ausschuss zufolge müssen Angehörige dieser ethnischen Gruppen im 
Vergleich zur übrigen Bevölkerung viel größere Hürden überwinden um Zugang zu Arbeitsmöglichkeiten 
zur Sicherung ihrer Existenz zu erhalten. Sie haben vor allem in ländlichen Gebieten ebenfalls 
schlechteren Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen und Bildungseinrichtungen. Zudem sind die 
Mitglieder indigener und afrokolumbianischer Gruppen auf allen Ebenen der öffentlichen Verwaltung 
nicht angemessen repräsentiert.76 Zivilgesellschaftliche Organisationen77 und die Interamerikanische 
Kommission für Menschenrechte78 kommen in ihren Untersuchungen zu ähnlichen Ergebnissen. 
 
Die strukturelle Diskriminierung afrokolumbianischer (und indigener) Bevölkerungsgruppen zeigt sich 
auch messbar in im Vergleich zur Gesamtbevölkerung deutlich prekäreren Lebensbedingungen: Nach 
Angaben des Nationalen Statistikamtes (DANE) Kolumbiens sind Angehörige afrokolumbianischer (und 
indigener) Bevölkerungsgruppen deutlich häufiger von Armut betroffen als der Durchschnitt der 
Gesamtbevölkerung. So gelten aktuell 29,2 Prozent aller Kolumbianer_innen, die sich 
afrokolumbianischen Gruppen zugehörig fühlen, sowie 50 Prozent aller Kolumbianer_innen, die sich 
indigenen Gruppen zugehörig fühlen, als arm im Sinne eines mehrdimensionalen Armutsbegriffs79. Für 
die Gesamtbevölkerung trifft dies jedoch nur auf 18,1 Prozent aller Kolumbianer_innen zu.80 
 

                                                 
76 UN CERD 2020: Art. 16–17. 

77 PCN et al. 2019; AFRODES et al. 2019. Siehe speziell mit Blick auf den Zugang von Afrokolumbianer:innen zu Land auch Berichte von Amnesty 
International (AI 2017, 2015). 

78 IACHR 2021: S. 764–769 (Art. 259–278). 

79 Mehrdimensionale Armut (Multidimensional Poverty Index, MPI) ist ein Index des Entwicklungsprogramms der UN (UNDP) um in einer Kennzahl 
die verschiedenen Dimensionen von Armut abzubilden. In Kolumbien wird der Index anhand von 15 Armutsindikatoren aus fünf Lebensbereichen 
ermittelt: Zugang zu Bildung, Zugang zu Arbeit, Zugang zu Gesundheit, Zugang zu angemessenem Wohnraum und grundlegender 
Sanitärinfrastruktur, sowie der spezifischen Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen. 

80 DANE 2021: S. 93. Erhebungen zur Prävalenz mehrdimensionaler Armut hat das Nationale Statistikamt zuletzt für 2020 durchgeführt. 
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Mit Blick auf einzelne sozioökonomische Indikatoren81 wird diese Diskriminierung noch deutlicher 
sichtbar: 

 40,8 Prozent aller Afrokolumbianer_innen – jedoch nur 27,8 Prozent aller Kolumbianer_innen 
insgesamt – gelten als einkommensarm; davon leben 17,4 Prozent aller Afrokolumbianer_innen aber 
nur 9,2% aller Kolumbianer_innen in extremer Armut.82 

 In 81 Prozent aller afrokolumbianischen Haushalte arbeitet mindestens eine Person in einem 
informellen Beschäftigungsverhältnis; unter der Gesamtbevölkerung betrifft dies nur 72,3 Prozent 
aller Haushalte.83  

 In 36,3 Prozent aller afrokolumbianischen Haushalte lebt mindestens ein minderjähriges Kind, das 
weniger Schuljahre abgeschlossen hat als der Bevölkerungsdurchschnitt Kolumbiens; unter der 
Gesamtbevölkerung trifft dies nur auf 28,6 Prozent aller Haushalte zu.84  

 In 14,3 Prozent aller afrokolumbianischen Haushalte lebt mindestens ein_e Analphabet_in; unter 
der Gesamtbevölkerung betrifft dies nur 10,1 Prozent aller Haushalte.85 

 Unter allen afrokolumbianischen Haushalten haben 33 Prozent keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und 21 Prozent keinen Zugang zu angemessener Sanitärversorgung; in Kolumbien 
insgesamt betrifft dies nur 11 bzw. 6 Prozent aller Haushalte.86 

 
Während der Covid-19-Pandemie hat sich die soziale Ungleichheit in Kolumbien nochmals verschärft: 
die Arbeitslosenzahlen sind gestiegen, informelle Beschäftigungsverhältnisse haben stark zugenommen, 
die Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen ist stark angewachsen.87 Angesichts der 
strukturellen Ursachen von Diskriminierung, ist es sehr wahrscheinlich, dass sich die negativen sozialen 
und wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie überproportional stark auf afrokolumbianische und 
indigene Bevölkerungsgruppen ausgewirkt und deren Lebensbedingungen nochmals verschlechtert 
haben. 
 

b) Prognose zum vorliegenden Fall 
 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Erkenntnisse kommt Amnesty International in Beantwortung 
der Frage des Gerichts zu folgender Schlussfolgerung: 

 Angehörige ethnischer Gruppen, insbesondere Afrokolumbianier_innen und Indigene, sehen sich in 
Kolumbien Rassismus und struktureller Diskriminierung ausgesetzt, die sich auch in messbarer 
Benachteiligung beim Zugang zu Arbeit niederschlägt. Die Benachteiligung von 
Afrokolumbianer_innen und Indigenen beim Zugang zu Arbeit und die negativen Auswirkungen 
dieser Diskriminierung – ein erhöhtes Armutsrisiko, ein erhöhtes Risiko für Arbeitslosigkeit und ein 
erhöhtes Risiko, häufig in informellen Arbeitsverhältnissen beschäftigt zu sein – haben sich aller 
Wahrscheinlichkeiten nach während der Pandemie nochmals verschärft. 

 Im Fall des Klägers scheint es deshalb nicht unwahrscheinlich, dass unter Berücksichtigung der zur 
Verfügung stehenden Informationen und in Abhängigkeit von dessen ethnischer Zugehörigkeit und 
beruflichen Qualifikation, dieser objektiv durchaus große Hürden bei der Arbeitssuche überwinden 
müsste und entsprechend sichtbare Schwierigkeiten bei der Sicherung seiner wirtschaftlichen 
Existenz erleben könnte. 

 
                                                 
81 Sämtliche nachfolgende Angaben geben den Stand von 2018 wieder. Neuere Daten sind bisher nicht verfügbar. 

82 ECLA 2020: S. 107. 

83 DANE 2019: S. 66. 

84 Ibid. 

85 Ibid. 

86 ECLA 2021: S. 11–12. 

87 Siehe etwa die Makrodaten zu Kolumbien der UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika (ECLA 2022). 
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Wir hoffen, Ihnen mit diesen Informationen weitergeholfen zu haben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Anlagen: 

 Quellenverzeichnis 
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sostenido del Estado de Colombia del ICERD y sus Observaciones Finales. Informe Alternativo presentado al 
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